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N i e d e r s c h r i f t  

der 16. Sitzung des Kreistages des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. am Mittwoch, 15. Februar 2017 

um 14.30 Uhr im Saal des Landratsamtes Neumarkt i.d.OPf. 
________________________________________________________________________________ 

Anwesende: 

1. Vorsitzender: 

Landrat Willibald Gailler 

 

2. die Stellvertreter des Landrats 

Bauer Josef 

Himmler Helmut 

3. entschuldigt fehlt die Stellvertreterin des Landrats 

Rackl Heidi 

4. die Kreisräte:  

 Bayerl Rudolf 

Belzl Guido 

Betz Peter 

Binder Gerhard 

Braun Peter 

Delacroix Gerlinde 

Deß Maria 

Dürr Alois 

Ehemann Erwin  

Eisenreich Ludwig 

Ernst Ferdinand 

Feihl Richard 

Forster Michael 

Gerngroß Hans  

Graf Bernhard 

Großhauser Stefan 

Hoerkens Helga 

Dr. Hundsdorfer Martin 

Jawurek Helmut 

Jung Erwin 

Kellermeier Josef 

Köstler Josef 

Kratzer Horst 

Kraus Bernhard 

 

Lahner Helmut 

Lippmann Dirk 

Löhner Albert 

Mayer Josef 

Meier Eduard 

Meyer Michael 

Müller Günter 

Neufert Christel 

Penkala Matthias 

Reischl Markus 

Scherer Alois 

Schick Roswitha 

Schierl Barbara 

Dr. Schlusche Roland 

Schmid Martin 

Späth Erna 

Stehrenberg Johanna 

Steinbauer-Erler Sigrid 

Thumann Thomas  

Weidinger Regina 

Werner Ilse  

Wild Wolfgang 

Wolf Adolf 
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5. entschuldigt fehlen die Kreisrätinnen/Kreisräte: 

Dr. Bärtl Wolfgang 

Braun Carolin 

Deß Albert, MdEP 

Dorner Ruth 

Düring Franz 

Füracker Albert, MdL 

Hierl Susanne 

Hollweck Siglinde 

Karl Alois, MdB 

Klein Stilla 

 

 

6. der Juristinnen: 

Boßle Carmen 

Dr. Robl Marion 

 

7. die Kreisbediensteten:  

 Gottschalk Michael 

Hollweck Richard 

Iberl Werner  

Dr. Klapdohr Hans-Peter 

Ried Hans 

Dr. Röckl Martina 

Dr. Sperber Heinz 

 

 

8. zu TOP A 3 

 Weymayr Peter, Klinikum Neumarkt 

 

9. Vertreter der Presse 

10. Schriftführerin: 

Stark Rosa 
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T a g e s o r d n u n g  

A) Öffentlicher Teil 

1. Anerkennung der Niederschrift der 14. Sitzung  

2. Anerkennung der Niederschrift der 15. Sitzung 

3. Kliniken des Landkreises Neumarkt i.d.OPf.;  

Bericht des Vorstandes über die aktuelle Situation 

4. Vollzug des Haushalts 2016;  

Beschlussfassung über die Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

5. Jahresbericht 2014;  

a) Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses   

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO  

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2014 

6. Lazarettstiftung Berching;  

a) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO für das 

Jahr 2014  

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2014 

7. Jahresrechnung 2015;  

a) Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses  

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO 

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015 

8. Lazarettstiftung Berching;  

a) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO für das 

Jahr 2015  

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015 

9. Beschlussfassung über die Kenntnisnahme des Beteiligungsberichtes 2016 gem. Art. 82 

Abs. 3 LKrO;  

 

A) Öffentlicher Teil 

Der Vorsitzende eröffnet die 16. Sitzung des Kreistages Neumarkt i.d.OPf. und begrüßt die 

anwesenden Kreisrätinnen und Kreisräte. Er stellt die Ordnungsmäßigkeit der Ladung fest. 

Es wurde fristgerecht eingeladen. Einige Kreisrätinnen und Kreisräte haben sich für diese 

Sitzung entschuldigt. Die Beschlussfähigkeit des Kreistages ist gegeben. Gegen die 

Behandlung der Tagesordnung bestehen keine Einwendungen. 

1. Anerkennung der Niederschrift der 14. Sitzung 
__________________________________________________________________________ 

Gegen die Anerkennung der Niederschrift der 14. Sitzung des Kreistages für den 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. erhoben sich keine Einwendungen. Sie ist damit 

genehmigt. 

(46:0) 
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2. Anerkennung der Niederschrift der 15. Sitzung 
__________________________________________________________________________ 

Gegen die Anerkennung der Niederschrift der 15. Sitzung des Kreistages für den 

Landkreis Neumarkt i.d.OPf. erhoben sich keine Einwendungen. Sie ist damit 

genehmigt. 

(46:0) 

3. Kliniken des Landkreises Neumarkt i.d.OPf.;  

Bericht des Vorstandes über die aktuelle Situation 
__________________________________________________________________________ 

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Weymayr und bittet um Berichterstattung. 

Die Kreisräte Lahner, Belzl, Dr. Hundsdorfer und Kreisrätin Stehrenberg kommen zur 

Sitzung.  

Herr Weymayr stellt anhand der Anlage 1 die Häuser und Standorte der Kliniken 

Neumarkt i.d.OPf. vor. Er betont, diese Kreiseinrichtung sei ein Unternehmen mit über 

100 Mio. Umsatz und mittlerweile ca. 1.800 Mitarbeitern, mit 457 Betten am Standort 

Neumarkt i.d.OPf. und 50 Betten in Parsberg. Die Standorte seien umzingelt von 

umliegenden Krankenhäusern. Umso wichtiger sei eine gute Versorgung darzulegen, um 

nicht Patienten an andere Krankenhäuser zu verlieren sowie nicht nur Patienten aus dem 

Landkreis sondern auch darüber hinaus zu gewinnen. Das Klinikum Neumarkt i.d.OPf. sei 

ein selbständiges Kommunalunternehmen, das zu 100 Prozent dem Landkreis als 

Gewährsträger gehöre. Es sei nicht veräußerungsfähig und es könne sich niemand beteiligen. 

Die Vorstandschaft treffe wichtige Entscheidungen in der Leitungskommission. Neben dem 

Vorstand seien Herr Bauer, Herr Kraus und Herr Dr. Ebersberger stimmberechtigt und der 

stellvertretende Ärzteleiter, Herr Prof. Scholz aus der Frauenheilkunde, Herrn Feihl und Herr 

Abraham als Stellvertreter seinen als dauerhaft beratendes Mitglied dazu geladen. Größere 

Themen, alles über 200.000,00 Euro und die Stellenpläne, Wirtschaftspläne und 

Bilanzkonferenzen werden im Verwaltungsrat abgehalten, in dem 14 Kreisräte und der 

Landrat vertreten seien und Beschlüsse getroffen werden. Neue Abteilungen seien aufgebaut 

worden, so zum Beispiel die Wirbelsäulenchirurgie, die Gefäßchirurgie, Neurologische 

Klinik sowie Kinderstation und man habe sich attraktiv auf dem aktuellen Stand gehalten 

mit einem zweiten Herzkatheter Labor, die musculus skelettalen Abteilungen in einem 

Zentrum zusammengefasst. Die Schlaganfalleinheit sei bereits ein Jahr nach Gründung 

zertifiziert worden. Nach vielen Jahren Kampf sei ein eigenes MRT etabliert worden. 

Akutgeriatrie sei 2013 in Parsberg in Betrieb gegangen. Das EndoProthetikZentrum in der 

Orthopädie sei etabliert worden. In Nürnberg in der Kinder- und Jugendmedizin kam Herr 

Prof. Dr. Fusch aus Kanada zurück nach Deutschland und sei in der kleinen Neumarkter 

Kinderklinik mit 10 Betten ebenfalls der ärztliche Leiter. Seit 01.07. letzten Jahres sei Prof. 

Dr. Fusch im Amt. Wie auch in vielen anderen Abteilungen trete hier das Problem auf, 

Nachwuchs für die Abteilungen gewinnen zu können. Man brauche gut ausgebildete 

Assistenzärzte nahe am Facharztstandard, da diese in Neumarkt auf sich alleine gestellt 

seien. Bei einem 7 Tage und 24 Stunden Betrieb müssten diese schon so gut ausgebildet 

sein, dass eine gute Versorgung der Kinder und Jugendlichen gewährleistet sei. Tagsüber 

unterstützen Herr Dr. Lodes und Fr. Dr. Rosenthal. 2016 ging im November PalliVita in 

Betrieb. PalliVita sei zunächst alleine im Landkreis in Kooperation mit dem Bayerischen 

Roten Kreuz, Caritas, Diakonischem Werk und den Kliniken Neumarkt i.d.OPf. gegründet 

worden. Zur Versorgung im ambulanten Bereich von Palliativpatienten brauche man ein 

größeres Einzugsgebiet. Da reiche eine Einwohnerzahl von 130.000 Einwohnern nicht aus. 

Deshalb arbeitet man momentan mit dem Landkreis Amberg-Sulzbach und mit dem 

Klinikum Amberg zusammen. Der Kollege Herr Wendl sei mit Herrn Edelmann in der 
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Geschäftsführung tätig. Seit November laufe die Kooperation und bereits über 65 Patienten 

seien betreut worden, aktuell 12 Patienten in Neumarkt, die von einem qualifierten Arzt und 

Palliativ Care Schwestern betreut werden. Ein fahrender Dienst komme praktisch für 

Schmerztherapie und medikamentöse Einstellung ins Haus der Patienten. So wird den 

Wüschen der Patienten, im häuslichen Umfeld bleiben zu können, entsprochen. Frau Gawel, 

die Netzwerkkoordinatorin sei in der Presse bereits vorgestellt worden. Seit 2017 sei Frau 

Prof. Dr. Rau neue Chefärztin der Chirurgischen Klinik, nachdem Herr Dr. Kästel, der Leiter 

der Allgemeinchirurgie, im Dezember in Rente ging. Die Abteilung sei schon sehr stark 

weiterentwickelt worden. Frau Prof. Dr. Rau komme gebürtig aus Bayern, sei exzellent 

qualifiziert, war in Rostock an der Ostsee tätig, und fand wieder zurück nach Bayern. Für die 

Thorax Chirurgie sei eine Kooperation mit Herr Prof. Dr. Hofmann in Regensburg 

abgeschlossen. So könne man die Expertise weiterhin aufrechterhalten.  

Herr Weymayr erläutert den 6. Bauabschnitt. So wurde die Aufnahmestation bereits in 

Betrieb genommen. Hier findet eine Überwachung über mehrere Stunden statt, um 

entscheiden zu können, ob eine weitere stationäre oder ambulante Weiterbehandlung zu 

erfolgen hat. Es stellt sich als deutliche Entlastung für die Notaufnahme mit geringeren 

Wartezeiten dar. Die gewünschte Zeit für die ärztliche Behandlung und das Treffen einer 

Entscheidung sei zwar noch nicht erreicht, jedoch gebe es dafür mehrere Gründe, wie 

Warten auf Laborwerte und Röntgenaufnahmen. Nun fand die Inbetriebnahme der 

Intensivstation mit 22 Betten statt und sogar diese seien nun voll belegt. Die Notwendigkeit 

der Erweiterung in moderner Bauweise war dringend. Zuvor war man an 200 Tagen von der 

Intensivversorgung abgemeldet, weil man mit 16 Betten an Beatmungsplätzen voll belegt 

war, um die Patienten intensivmedizinisch zu betreuen. Diese Baumaßnahme sei eine 

architektonische Herausforderung und wohl die aufwendigste Baugenehmigung, die am 

Klinikum Neumarkt i.d.OPf. stattgefunden habe. Etabliert werde die Intermediate-Care-

Station. 20 Betten werden mit Monitoren ausgestattet, um intensiv beatmen und die 

Vitalparameter überwachen zu können, das heißt eine intensivere Versorgung als auf den 

normalen Stationen zu ermöglichen. Die A-Stationen werden derzeit umgebaut. Auf zwei 

Ebenen werden Wahl-Leistungsstationen eingerichtet. Hier werde der Komfort für 

Wahlleistungspatienten nochmal deutlich erhöht werden, allerdings steige der Pflegesatz in 

den Ein- und Zweibettzimmern auch deutlich. Auf drei Ebenen seien insgesamt mehr Betten 

zu Verfügung gestellt. Anfang nächsten Jahres werde der Abriss des Altbaus aus dem Jahre 

1837 vorgenommen. So kann eine direkte Zufahrt für die Notfahrzeuge von der Nürnberger 

Straße aus zur Notaufnahme entstehen.  

Im 7. Bauabschnitt, einem größeren Thema, werden zunächst Bereiche ausgelagert. Der 

Problematik von sieben vorhandenen, nicht ausreichenden Operationssälen werde hier mit 

zwei neuen Operationssälen und einem größeren Aufwachraum Abhilfe geschaffen. Eine 

neue Entbindungseinheit und eine neue Zentralsterilisation entstehen auf dem ersten und 

zweiten Pavillon. Hier können beide Bereiche komplett neu aufgebaut werden. Entlang des 

Rosengarten werde ein neues Gebäude für Akutgeriatrie (derzeit in Parsberg mit 20 Betten 

betrieben) werde mit 41 stationären Betten und 15 tagesklinischen Plätze mit direkter 

Anbindung ebenerdig an die Notaufnahme und zu den Funktions- und Diagnostikbereichen 

wie CT, MRT und Röntgen etabliert. Es entstünden zwar weite Wege, aber nur so sei eine 

spätere Erweiterung an dieser Stelle möglich. Dort werden auch die Tagesklinik und Räume 

für die Ärzte und Therapeuten untergebracht. Physiotherapie, Ergotherapie, Logopädie und 

auch psychologische Betreuung sei für akutgeriatrische Patienten sichergestellt. Im Sommer 

2017 werde damit begonnen und etwa über zwei Jahre Bauzeit andauern. Im Anschluss 2019 

könne man im Innenbereich weiter fortfahren mit dem zu bewilligenden 8. Bauabschnitt, der 

jetzt im Frühjahr im Planungsausschuss zur Aufnahme in den Krankenhausplan anstehe. 



 

- 6 - 

Die Energieversorgung wurde nach dem Umbau der Energiezentrale auf den aktuellen Stand 

gebracht. Zwei neue Blockheizkraftwerke, zwei neue Dampf- und Brennwertkessel seien 

etabliert worden und zwei neue Schornsteine. Hier sei man zukunftsfähig, man können hohe 

Einsparungen erzielen und ökologisch Wärme und Strom sicherstellen. 

Bei der Baumaßnahme am Wohnheim profitiere man durch die Sanierung durch 

entsprechende Zuschüsse von der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Auch über entsprechende 

Mieten werde das Ganze refinanziert. Inbetriebnahme sei für Oktober geplant und bis jetzt 

stehe dem derzeit auch nichts im Wege. Attraktive Bedingungen für Mitarbeiter, 

Auszubildende und Praktikanten sollen auf dem kurzen Dienstweg durch schnelle 

Unterbringungsmöglichkeiten geboten und sichergestellt werden.  

Mit der KITA sei in Kooperation mit der Stadt Neumarkt i.d.OPf., dem Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf. und dem Klinikum eine wichtige Rahmenbedingung für junge Mitarbeiter 

für die Unterbringungsmöglichkeit ihrer Kinder geschaffen worden. Seit der Inbetriebnahme 

im März 2015 sei man jetzt bereits ausgebucht und denke über Erweiterungen nach.  

Aktuelle große Herausforderungen und Problemlagen stellen der Fachkräftemangel, die 

Demographie und der hohe Investitionsbedarf dar. Dem Fachkräftemangel steuere man 

entgegen, indem man mit Hochschulen kooperiere und Fort- und Weiterbildungskonzepte 

entwickle. Man biete Wohnmöglichkeit und Kinderbetreuung und habe an dem Great Place 

to work viermal teilgenommen um zu zeigen, dass die Mitarbeiter durchaus positiv gesinnt 

sind. Es bringe das aber dennoch nicht zur Selbstverständlichkeit sich in Neumarkt zu 

bewerben. Im Bereich des Pflegedienstes fehlen die Bewerbungen und man müsse durchaus 

schauen, diese dann neu geschaffenen Plätze und Stellen auch zu besetzen. Die 

Demographie, die Zunahme von Altersmedizin, auch ein leichter Zuwachs der Bevölkerung 

im Landkreis Neumarkt i.d.OPf. tragen ebenfalls dazu bei, dass man einen Zuwachs an 

Patienten habe, die versorgt werden müssen.  

Ein bedeutender Wirtschaftsfaktor sei das Volumen von fast 75 Mio. Euro an Investitionen 

in den nächsten fünf Jahren. Mit 110 Ausbildungsplätzen in der Pflege sei man der größte 

Ausbilder in der Stadt Neumarkt i.d.OPf. Man könne die Fachhochschulreife erwerben und 

man werde einen eigenen Studiengang starten. Fort- und Weiterbildung in Intensiv- und 

Anästhesiepflege sowie Praxisanleiter werden ausgebildet und Studenten können Praktika 

durchführen. 

Eine weitere Herausforderung sei die Gesetzgebung. Zum einen das Patientenrechtegesetz 

und zum anderen das Krankenhausstrukturgesetz, welches speziell das Klinikum betreffe. 

Zum einen sei positiv zu bewerten, dass durch die Patientenrechte in einem Gesetz der 

Rücken gestärkt worden sei mit dem Behandlungsvertrag, Beweislast, der 

Aufklärungspflichten und der Dokumentation. Die Beziehung zum Patienten solle möglichst 

klar sein. Beide Seiten sollen sich entsprechend an das halten, was vereinbart sei. Die 

Einrichtung von Patientenfürsprecher, Herr Dr. Vogl, ein langjähriger Internist und Frau Dr. 

Pröpster, tätig, seien neutrale unabhängige zusätzliche Ansprechpartner bei Fragen, 

Beschwerden und Anregungen. Ziele des Krankenhausstrukturgesetzes seien Stärkung der 

Qualität der Krankenhausversorgung und Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten der 

Krankenhäuser. Schwerpunkte seien Qualität als Kriterium bei der Krankenhausplanung und 

Pflegestellenförderprogramm, Änderungen in der Krankenhausfinanzierung, Neuausrichtung 

der Mengensteuerung und Strukturfonds zusätzlich zur Investitionsförderung, wenn Betten 

geschlossen worden seien. In Bayern gebe es nur ganz wenige Anträge, die zum Zuge 

kommen und die Bedingungen erfüllen, die in diesem Gesetzt aufgestellt wurden. Größtes 

Problem sei, der alte Mehrleistungsabschlag wurde verändert in einen 

Fixkostendegressionsabschlag. Beispielswiese müsse man diesen errechnen, wenn zum 

Beispiel bei der Versorgung im Krankenhaus statt 10000 versorgten Patienten nun 11000 
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Patienten versorgt wurden. Wie viele Kosten würden sich für diese zusätzlichen 1000 

Patienten errechnen. In der betriebswirtschaftlichen Literatur gebe es einen riesigen Kampf 

um variable und fixe Kosten. Relevant seien nun nur die variablen Kosten, die Fixkosten 

blieben ja gleich. Macht nun aber eine neue Station auf und brauche man dafür neue 

Pflegekräfte, so habe man Sprungfixe Kosten, die man trotzdem tragen müsse. Es sei ein 

riesiger Systemkampf. Es gab nun Forderungen von Krankenkassen, die 105 % für 

Mehrleistungen zurückforderten. Die Krankenhäuser sollten nicht nur das nicht bekommen, 

was sie geleistet hätten, sondern auch noch eine zusätzliche Strafe bezahlen. Die 

Krankenhausgesellschaft sagte bundesweit, das könne nicht sein und der Gesetzgeber schritt 

ein. Für die ersten drei Jahre wurden diese dann festgelegt. Diese seien jetzt nicht mehr bei 

25 % sondern drei Jahre lang bei 35 – 50 %, die für jeden im Krankenhaus mehr behandelten 

Patienten bezahlt werden müssen. Das sei für alle 2000 deutschen Krankenhäuser ein 

Problem. Mitunter führe das in Neumarkt i.d.OPf. erstmalig dazu, dass man im 

Wirtschaftsplan in die roten Zahlen rutsche, zwar nicht gravierend, auch durch andere 

Maßnahmen, die bereits begonnen wurden, aber hier werde es einen enormen politischen 

Druck der Krankenhäuser in den nächsten zwei, drei Jahren geben, um dieses Thema 

nochmal auf die politische Tagesordnung zu bringen.  

Qualität sollte sichtbar sein und in die Krankenhausplanung einfließen. Qualitätsindikatoren 

seien für mehrere Jahre erhoben worden. Eine Nichteinhaltung kann zum Ausschluss der 

Abteilung oder des Krankenhauses aus dem Krankenhausplan führen. Die Bayerische 

Ministerin, Frau Huml, wollt das nicht direkt auf die Krankenhausplanung durchwirken. Die 

Ergebnisse dieser Indikatoren werden aber im Internet veröffentlicht werden. Die 

Krankenhausverbände können sich das genau anschauen. Auch wenn Frau Huml das nicht 

durchwirken lässt, habe man die Diskussion in der Öffentlichkeit trotzdem. Der Druck auf 

die Ministerin und auf die Planungsbehörde werde sehr groß sein, doch zu reagieren. Man 

wisse von der Bayerische Krankenhausgesellschaft, dass einige Häuser diese 11 Indikatoren 

nicht immer erfüllen. Das Klinikum Neumarkt i.d.OPf. erfülle es, weil Prof. Dr. Scholz, der 

Leiter der Frauenklinik schon immer auf diese Themen geachtet habe, aber von 350 

Bayerischen Häusern seien einige dabei, die in den letzten Jahren die einzelnen Indikatoren 

nicht immer erfüllt hätten. Hier sei ein scharfes Schwert ungesetzt worden, wobei man noch 

nicht genau über diese sogenannten planrelevanten Qualitätsindikatoren wisse, welche 

großen Veränderungen es gebe. Weitere 245 Indikatoren seien im Monitor durch dieses neue 

Institut IQTIG, das sich um die Qualitätssicherung kümmern soll. Auf der einen Seite seien 

die Krankenhäuser transparent auf der anderen Seite können sie ganz schnell in die 

Diskussion kommen. Dann müsse man Auflagen gemacht werden, wenn diese 

Qualitätsmaßstäbe nicht eingehalten werden. Neumarkt i.d.OPf. sei intern gut aufgestellt, 

doch man müsse beachten, ob man weiter alle Qualitätsmerkmale zu 100 Prozent erfülle und 

einhalte.  

Über die Kooperationsthemen zu berichten, seien erfreulich. Man habe zwar noch kein MVZ 

am Klinikum Neumarkt i.d.OPf., aber man habe eine MVZ Träger GmbH gegründet. Zum 

01.05.2017 sei geplant, die KV-Bereitschaftspraxis am Klinikum in der Notaufnahme in 

Betrieb zu nehmen. Geplante Zeiten seien zunächst mittwochs und freitags nachmittags von 

16.00 bis 21.00 Uhr und samstags, sonn- und feiertags von 9.00 bis 21.00 Uhr. Dies stelle 

eine Entlastung der Notaufnahme dar. Mit dem Überleitungsmanagement sei ein KV-Projekt 

geplant, um die Patientenversorgung ohne Informationsbrüche so gut wie möglich 

aufzustellen. In Parsberg sei zum 01.04.2017 die Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) 

geplant. Vom Bezirk in Planung seien eine Tagesklinik mit 10 Betten und 25 stationäre 

Psychosomatik-Betten ab 2019. Weiter solle ein Weiterbildungsverbund in der 

Allgemeinmedizin entstehen. Zum Teil sollen die Ausbildungsplätze gemeinsam mit 

niedergelassenen Ärzten und Klinikärzten für Assistenzärzte zur Verfügung gestellt werden, 

um einen Teil der Ausbildung in der Praxis zu absolvieren. Eine sehr schöne 
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Zusammenarbeit, um den Beruf des Hausarztes attraktiver gestalten zu können. Von einigen 

viele weiteren Themen sei unter anderem geplant, ein eigenes ärztliches Team für die 

Notaufnahme zu etablieren. Hier wolle man auch samstags und sonntags Facharztstandard 

als Ziel zu erreichen. Weiter sei nach dem Renteneintritt von Herrn Dr. Schmiedl im Jahr 

2018 die Umstrukturierung der „Schmerztherapie“ geplant. Für die Akutgeriatrie in 

Neumarkt konnte ein neuer Chefarzt gewonnen werden. Dieser solle gleichzeitig 30 Betten 

der Inneren Medizin in Parsberg rückführen. Bereits erwähnt wurde der OP-Umbau. Hier 

habe man zwar vorübergehend nur weniger Säle zur Verfügung. An eine Ausweichung für 

OPs in den Abendstunden oder an Samstagen sei gedacht, allerdings müsse man auch 

berücksichtigen, dass bei bereits einer hohen Belastungsgrenze ausgesetztem Personal dieses 

auch zu den geplanten OP-Zeiten ausreichend zur Verfügung stünde. Der Bogen dürfe nicht 

überspannt werden.  

Kurz erwähnt Herr Weymayr auch die Leistungsdaten an den Kliniken Neumarkt i.d.OPf. 

und in Parsberg im Jahre 2016. Man freue sich über 800 Geburten. Auch die Zahl der 

Mitarbeiter sei stetig gestiegen.  

Erstmals schreiben die Kliniken Neumarkt i.d.OPf. rote Zahlen. Das liege an Maßnahmen, 

die getroffen wurden. So zum Beispiel belasten der Umbau der Intensivstation, 

Personalkosten und der Umbau der A-Stationen das Betriebsergebnis. Man wolle schnell 

wieder in die schwarzen Zahlen kommen. 

Zusammenfassend wolle man die Zukunftsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Kliniken 

unterstreichen, an die Bedürfnisse der Bevölkerung das Leistungsspektrum ausrichten und 

anpassen. Man wolle investieren, aber die Verschuldung nicht überspannen und trotz 

Baumaßnahmen die Medizintechnik aktuell aufrechterhalten. Das Potential an 

Prozessabläufen möchte man bestmöglich und ineinandergreifend umsetzen. Die Leistung an 

beiden Kliniken dauerhaft erbringen.  

Herr Weymayr bedankt sich für die Aufmerksamkeit.  

Der Vorsitzende dank Herr Weymayr und auch für die gute Zusammenarbeit im 

Verwaltungsrat. Den Kreisräten sei die Bedeutung klar geworden. Die Zeiten werden nicht 

einfacher. So wolle man in den investiven Bereich nicht nachlassen.  

Kreisrat Scherer möchte ebenfalls seinen Dank aussprechen. Man habe sich intensiv mit 

dem Klinikum befasst. Die Leistung am Klinikum unterstreiche den Weg mit gut 

motivierten Mitarbeitern man. Dem Fachkräftemangel wolle man entgegenwirken und 

entsprechend Weichen stellen. Konsequente gute ärztliche Versorgung sei gewünscht. Er 

bitte um kurze Stellungnahme zur Parkplatzsituation. 

Herr Weymayr nimmt den Dank gerne an und gibt ihn auch gerne an die Fachkräfte und 

das Personal weiter. Die Parkplatzsituation habe sich deutlich verbessert und entspannt. Die 

Gebührenpflicht sei für alle eingeführt worden; eine ermäßigte Gebührenpflicht für 

Mitarbeiter. Auf dem großen Parkplatz seien immer wieder Plätze frei, weil ein Teil der 

Mitarbeiter auf dem Parkplatz des LGS-Geländes oder anderweitig parkt. Der Pachtvertrag 

für den Parkplatz an der Nürnberger Straße laufe im Jahre 2020 aus. Danach müsse man 

sehen, ob die Diskussion über ein Parkdeck wieder anstünde. Die Situation müsse man 

weiter beobachten, aber derzeit sei kein Handlungsbedarf nötig. 

Auf die Frage von Kreisrat Dr. Schlusche antwortet Herr Weymayr, zum Thema Hygiene 

hätten alle Krankenhäuser Nachholbedarf gehabt. In Neumarkt habe man mit Herrn Dr. 

Faltermeier einen Hygieneexperten an Bord. Die Hygienefachkräfte werde man dann auch 

unverzüglich ausbilden um die neuen Maßnahmen anzugehen und zu erfüllen. Für das Gold-

Zertifikat „Saubere Hände“ sei man eines der zwei Krankenhäuser, welche dieses Zertifikat 
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erreicht haben. Es sei nur ein Anfang, aber hygienisches Vorgehen bei allen medizinischen 

Maßnahmen müsse weitergehen.  

Kreisrätin Hoerkens möchte wissen, wie Patienten erfahren, welche Maßnahmen getroffen 

werden. Herr Weymayr antwortet, jeder Patienten erhalte ein Informationsheftchen statt der 

schlecht desinfizierbaren alten Informationsmappen in den Zimmern. Zudem liegen Flyer 

aus, die Mitarbeiter und Informations-Mitarbeiter seien geschult, Patientenfürsprecher hätten 

Sprechzeiten für Informationen. Es müsse ins Bewusstsein übergehen. Man könne jedoch 

noch mehr informieren und aufmerksam machen. Auf die weitere Frage von Kreisrätin 

Hoerkens teilt Herr Weymayr mit, der Patientenfürsprecher nehme den Fall auf, trete in 

Kontakt mit dem Krankenhaus, spreche, je nach Thema, mit Mitarbeitern bzw. mit der 

Verwaltung. Der Fall wird zunächst gehört und im Gespräch mit dem Chefarzt bzw. der 

Pflegedienstleitung oder dem betroffenen Mitarbeiter versucht das Problem zu beseitigen 

ohne weitere Schritte gehen zu müssen.  

Von Kreisrat Reischl angesprochen auf den Fuhrpark verkündet Herr Weymayr es werde 

nicht mehr lange dauern und man sei schon dabei auf Hybrid-Fahrzeuge oder E-Fahrzeuge 

umzustellen. Problem stellen die Ladesäulen dar. Die Normalladezeiten betragen acht bis 

zehn Stunden. An Schnell-Ladesäulen seien momentan zu wenige vorhanden. Entsprechend 

der Fahrzeuge müsse man Parkplätze und Lademöglichkeiten etablieren um die Fluktuation 

der Fahrzeuge zu gewährleisten.  

Zu gestiegenen Zahlen an Überstunden teilt Herr Weymayr mit, alle Stellen zu besetzen sei 

der Wunsch. Man habe offene Stellen sowohl in der Pflege als auch im ärztlichen Dienst und 

sei natürlich froh darüber, dass das Wohl des Patienten im Vordergrund stehe und die 

Mitarbeiter nicht einfach nach Hause gingen. Diese Durststrecken vorübergehend 

gemeinsam zu überbrücken sei man dem Personal sehr dankbar und versuche das so gut wie 

möglich mit Freizeit auszugleichen. Allerdings habe man diese Schwankungen in vielen 

Unternehmen und momentan auch am Klinikum. 

Auf die Frage von Kreisrat Schmid teilt Herr Weymayr mit, bei Verkehrsunfällen auf der 

Autobahn käme der Hubschrauber zum Einsatz und dieser Hubschrauber lande lieber in 

Regensburg oder in Nürnberg bei den großen Maximalversorgern. Mittelfristig wolle man 

daran arbeiten, dass der Landeplatz auf das Dach komme. Man sei damit schneller in der 

Notaufnahme, auf der Intensivstation oder im OP-Saal. Das Ministerium verweise auf 

nebenanliegende Flächen, doch dann müsse in den Rettungswagen umgelagert und in die 

Notaufnahme befördert werden. Momentan hätte man 20 bis 30 Polytrauma im Jahr; das sei 

keine große Zahl. Allerdings könne man sich vorstellen, wenn ein Landeplatz auf dem Dach 

oben wäre, dass diese Fälle dann wesentlich mehr wären. Wirtschaftlich gesehen brauche 

man diesen relativ riesigen Aufwand nicht, aber zur Selbstverständnis eines 

Schwerpunktkrankenhauses gehöre es dazu, die ganze Bandbreite in Neumarkt versorgen zu 

können. 

Der Vorsitzende stellt fest, das Thema Klinikum sei ausführlich behandelt. Er dankt Herrn 

Weymayr für die ausführliche Berichterstattung und Information über die derzeitige 

Entwicklung im Bereich der Kliniken. Das Haus habe einen guten Ruf. Darüber freue man 

sich und wünscht Herrn Weymayr weiterhin ein erfolgreiches Wirken am Klinikum 

Neumarkt i.d.OPf.. 

Der Kreistag für den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. nimmt Kenntnis vom Bericht des 

Vorstandes der Kliniken des Landkreises Neumarkt i.d.OPf., Herrn Peter Weymayr, 

über die aktuelle Situation und Entwicklungen der Kliniken Neumarkt i.d.OPf. 

(50:0) 

Der Kreisbedienstete Dr. Sperber und Herr Weymayr verlassen den Sitzungssaal. 
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4. Vollzug des Haushalts 2016;  

Beschlussfassung über die Genehmigung von außer- und überplanmäßigen Ausgaben 
__________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden erläutert Herrn Ried die außer- und überplanmäßigen 

Ausgaben. Eine Vielzahl der Mehrausgaben könne man verwaltungsintern durch entstehende 

Mehreinnahmen abdecken. Laut Geschäftsordnung sind diese Ausgaben dem Kreistag zur 

Genehmigung vorzulegen, wenn im Einzelfall mehr als 10.000,00 Euro der Haushaltsansatz 

überschritten oder bei größeren Ansätzen mehr als 10 % überschritten sei. In einigen Fällen 

sei dies der Fall. Es handle sich eher um eine formale Geschichte, da den Mehrausgaben 

auch Mehreinnahmen gegenüber stehen. 

Kreisrat Löhner verlässt die Sitzung. 

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. genehmigt für das Haushaltsjahr 

2016 die außer- und überplanmäßigen Ausgaben bei den Haushaltsstellen 0.0685.5300, 

0.1141.6551, 0.2415.6770, 0.4050.6760, 0.6131.6550, 1.2592.9350, 1.2592.9400, 

1.7201.9350 sowie 1.8107.9350.  

Zur Deckung dieser Ausgaben werden Mehreinnahmen folgender Haushaltsstellen 

herangezogen: 

 Zuwendungen des Freistaats Bayern für die Förderung von Sprachintensivklassen, 

Haushaltsstelle 0.2415.1710 

 Personalkostenerstattungen vom Jobcenter, Haushaltsstelle 0.4050.1660 

 Überlassenes Kostenaufkommen des Staates, Haushaltsstelle 0.9000.0612 

 Investitionspauschale, Haushaltsstelle 1.900.3614 

 (49:0) 

5. Jahresbericht 2014;  

a) Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses   

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO 

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2014 
__________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden berichtet der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses 

des Landkreises Neumarkt, Herr Kraus, über die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2014 

des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. (Anlage 2) 

<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<< 

Bericht über die örtliche Prüfung der 
Jahresrechnung 2014 des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. 

Einleitend möchte ich darauf hinweisen, dass sich zum Ende des Jahres 2015 eine personelle Veränderung 
im Kreisrechnungsprüfungsamt abzeichnete und dann auch einstellte. Frau Morsack wechselte 
krankheitsbedingt in den Ruhestand und im 2. Quartal des Jahres 2016 trat Herr Richard Hollweck die 
Nachfolge an.  
Im Namen der Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses danke ich Frau Morsack für eine sehr 
konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit und wünsche Ihr - vor allem gesundheitlich - alles Gute! 
Gleichzeitig freuen wir uns im Prüfungsausschuss auf die künftige Zusammenarbeit mit Herrn Hollweck. 
Nach bisher 5 gemeinsamen Sitzungen seit Juli 2016 können wir sehr zuversichtlich einer guten 
Zusammenarbeit entgegen sehen. 
Allerdings war es wegen der personellen Veränderung nicht zu vermeiden, dass es zu Problemen in der 
Terminplanung des Prüfungsausschusses kam und damit auch zu Verzögerungen in der Prüfungsarbeit 
selbst. Um dennoch den vorherigen Rhythmus wieder herzustellen, haben wir uns bemüht, die 
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Sitzungstermine etwas dichter zu legen und somit wurde es möglich, dass heute die Prüfungsergebnisse 
der Jahre 2014 und 2015 im Namen der Ausschuss-Mitglieder vorgestellt werden. 

1. Ausgewählte Aspekte zum Prüfbericht 2014  
Nachdem Sie den Prüfbericht mit der Einladung zur heutigen Sitzung erhalten und vorliegen haben, möchte 
ich diesbezüglich nur auf einzelne Aspekte eingehen bzw. hinweisen: 

- Kassenprüfungen (bei der Kreiskasse und eine Bestandsaufnahme bei der Kasse des Hallenbades 
Neumarkt) blieben ohne Beanstandung 

- Haushaltssatzung, Haushaltsplan und Finanzplan wurden entsprechend der einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften erstellt und erlassen,  

- Der Hebesatz der Kreisumlage 2014 betrug 39,5 %. Damit erhebt der Landkreis wie bereits im Vorjahr 
die niedrigste Kreisumlage in Bayern. 
Durch die niedrige Kreisumlage werden die Gemeinden wirkungsvoll entlastet. Der sehr niedrige 
Schuldenstand wirkt sich hier sehr positiv aus. Der Schuldendienst liegt damit ca. 1,5 Mio. € unter 
dem Durchschnitt der sechs anderen Landkreise. Alleine dieser Unterschiedsbetrag entspricht mehr 
als 1,5 Prozentpunkte, die die kreisangehörigen Gemeinden jährlich weniger  aufbringen mussten. 

- Der Bezirk Oberpfalz belastet seine Umlagezahler mit 18,5 % am geringsten, i. Vgl. mit den anderen. 
(Bezirk Mittelfranken 24,0 % = Maxim. / Durchschnitt lag bei 21,04 v.H.) 

- Der Haushaltsplan umfasst ein Volumen von über 110 Mio. Euro. 
im Verwaltungshaushalt mit 88.585.000,00 €  
im Vermögenshaushalt mit 22.273.000,00 €  

die Gesamteinnahmen/-ausgaben betrugen somit 110.858.000,00 €  
- Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben 2014 wurden mit Beschluss des Kreistages vom 

27.03.2015 genehmigt. Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben sollten im Jahr genehmigt 
werden, in dem sie entstehen, wenn möglich, vor Leistung der Ausgaben. 

- Der kassenmäßige Abschluss als Bestandteil der Jahresrechnung weist zum 31.12.2014 einen 
buchmäßigen Kassenbestand i.H.v. 23.791.718,82 € aus. Das Zeitbuch 2014 weist folgendes 
Abschlussergebnis aus: 

Einnahmen: 141.196.371,28 € 
Ausgaben: 123.675.941,62 € 

Gesamt: 17.520.429,66 € 
Das Ergebnis des Zeitbuches stimmt mit dem kassenmäßigen Abschluss überein. 

- Das Jahresergebnis 2014 konnte +/- 0,00 € abgeschlossen werden. Die allgemeine Rücklage beträgt 
24,62 Mio. € 

- Der Haushaltsplan (Verwaltungshaushalt) wies gegenüber dem tatsächlichen Ergebnis um 3,95 Mio. 
€ niedrige Ansätze auf. Die Änderung der Haushaltsansätze gegenüber dem Haushaltsplan ist durch 
die Deckungsvermerke bedingt.  

- Aufgrund einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung konnte eine um 3,85 Mio. € 
höhere Zuführung als geplant erreicht werden.  

- Der Landkreis Neumarkt weist mit 2.893.326,87 € die drittniedrigste Verschuldung aller bayerischen 
Landkreise auf. Der Schuldendienst von 653.570,-- € Tilgung und 41.928,-- € Zinsen entspricht in der 
Summe 0,7 % der Netto-Einnahmen des Verwaltungshaushaltes. Die Pro-Kopf-Verschuldung des 
Landkreises Neumarkt i.d.OPf. (ohne Kliniken) ist weiter gesunken und beträgt: 

 
 
 
 
 
 

(beachte: Nicht enthalten sind die Bürgschaften für die Lazarettstiftung Berching und das Biomasseheizwerk 
Parsberg i.H.v. gesamt 0,389 Mio. €. Diese gelten als kreditähnliche Rechtsgeschäfte gem. Art. 66 LKrO.) 

2.  Prüfbericht zum Schwerpunktthema Abfallwirtschaft 
Als Schwerpunkt-Thema für das zu prüfende Haushaltsjahr 2014 hatten wir uns den Bereich der 
Abfallwirtschaft ausgewählt, eine Aufgabe, die jeden von uns angeht: 

2011  36,11 €  

2012  33,10 €  

2013  27,75 €  

2014  22,52 €  
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- Immerhin verursachte jeder Landkreisbürger im Durchschnitt 426,58 kg/ Pers.  im Jahr 2014, anno 
2013 waren es  417 kg/Pers.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

- Die Abfallwirtschaft ist wegen der knappen Ressourcen eine gesellschaftspolitische 
Herausforderung. 

 

 
 

 

- Die sachgemäße Bewirtschaftung der Hausabfälle führt zu einem komplexen organisatorischen 
System.  

 

 

Durchschnittliche 
Abfallmenge 

pro Landkreisbürger im 
Jahr 
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- Die vorwiegend in der Zuständigkeit des Landkreises  liegende Abfallwirtschaft ist im Hol- und 
Bring-System organisiert. (Daneben gibt es Verwertungsfirmen, den ZMS, die Sonderabfall-
Entsorgung Bayern GmbH für Gewerbe- und Industriebetriebe)  
 

2.1. Da es wegen der Komplexität der Thematik sinnvoll erscheint, nicht nur isoliert auf die geprüften 
Aspekte einzugehen, soll im Folgenden ein kurzer Einblick in die konkrete Abfallwirtschaft des 
Landkreises Neumarkt gegeben werden.  

 

 
 
Die Abfallwirtschaft ist eine dem Landkreis übertragene kommunale Aufgabe, die nach den Vorgaben des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes  zu organisieren und kostendeckend zu betreiben ist. 
 

Früher war die Abfallwirtschaft nach folgenden 3 Aspekten ausgerichtet: 

 

1 Vermeidung  2 Verwertung                               3 Beseitigung 

 

 

Heute gilt die sogenannte  „5-stufige Abfallhierarchie“: 

 
1 Vermeidung 

    2a Vorbereitung zur Wiederverwertung   
(Mülltrennung  und  getrennte Abgabe der Materialien 
Im Hol- oder Bringsystem) 
2b Recycling 
2c sonstige Verwertung (v.a. energetisch u. Verfüllung) 

                 3 Beseitigung 
 

Zur Bewältigung der Vielfalt und Vielschichtigkeit der Abfallwirtschaft bedient sich der Landkreis 
Neumarkt einer ganzen Reihe von Partnern, mit denen jeweils spezifische Verträge abzuschließen 
sind:    
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Da die Auseinandersetzung mit den zu prüfenden, sehr komplexen Sachverhalten verständlicher 
Weise nur stichprobenmäßig möglich ist, hat sich der Rechnungsprüfungsausschuss entschieden, 
mit der Deponie und dem Wertstoffhof am Blomenhof einerseits und mit der Umstellung der 
Müllgebühren andererseits zwei recht unterschiedliche Aspekte auszuwählen und näher zu 
untersuchen. 

 

2.1.1. Deponie Blomenhof  

 

Innerhalb der Verwertungs- und Entsorgungsorganisation des Landkreises Neumarkt nimmt die Deponie 
am Blomenhof mit dem dortigen Wertstoffhof eine zentrale Funktion ein.  

  

Keine Ausschreibung nötig !!! 

Keine Ausschreibung nötig !!! 



 

- 15 - 

 
 

Das Gelände des Wertstoffhofs und der Deponie ist im Privateigentum und die Nutzung durch den 
Landkreis Neumarkt per Notarurkunden vom 06.10.1994 (Bestellung des Erbbaurechts) und 23.01.2002 
(Antrag zur Eintragung des Erbbaurechts) geregelt. Laut Vereinbarung ist das Gelände am Blomenhof für  
nominell 30 Jahre (oder bis zum Abschluss des Deponiebetriebes) dem Landkreis Neumarkt überlassen. 
Nach der Schließung der Deponie und der sachgemäßen Rekultivierung und Anpflanzung der Fläche sieht 
der Vertrag die Rückgabe des Geländes an den Eigentümer vor, wobei die gesetzliche Nachsorgepflicht 
beim Landkreis verbleibt.  Das heißt, der gesamte Deponiekörper   unterliegt  - bzgl. seiner 
Umweltverträglichkeit – auch in Zukunft für weitere 30 Jahre  einer sehr strengen Kontrolle.  Im Hinblick 
auf die vertraglich und gesetzlich ausgelösten Folgekosten wurden die Verträge vom Prüfungsausschuss 
eingesehen und dem Justitiar des LRA Neumarkt zur rechtlichen Würdigung übergeben.  Wegen der zu 
dieser Zeit bevorstehenden personellen Veränderungen konnte diese Absicht nicht mehr realisiert werden 
und wird im laufenden Jahr nachzuholen sein. Aus der Diskussion innerhalb des Prüfungsaus-schusses 
ergab sich die Anregung, mit dem Eigentümer zusammen die Möglichkeit und Sinnhaftigkeit des Ankaufs 
der Vertragsfläche durch den Landkreis zu prüfen.   
In diesem Zusammenhang stellte sich für die Ausschuss-Mitglieder auch die Frage nach der vom Kreistag 
geplanten und beschlossenen Erweiterung des Wertstoffhofes, nachdem die Stadt Neumarkt mit Schreiben 
vom 13.6.2016 die Bauvoranfrage des Landkreises Neumarkt vorläufig abgelehnt hatte.  Landrat Willibald 
Gailler sieht in der Planung eines allgemeinen Wohngebietes in unmittelbarer Nähe des Wertstoffhofes ein 
unkalkulierbares Risiko für dessen langfristige Entwicklung und Nutzbarkeit.   Sollte das Baugebiet 
kommen, dann bleibt nur, die Deponie zu füllen und – unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Rekultivierungsmaßnahmen -  zu schließen und den Wertstoffhof an geeigneter zentraler Stelle im 
Landkreis zu installieren. (Eine Bindung an die Deponie existiert dann nicht mehr). Solange die Diskussion 
im Stadtrat der Stadt Neumarkt um ein Baugebiet in der Nachbarschaft nicht zuverlässig beendet ist, sind 
die Planungen des Landkreises am Wertstoffhof Blomenhof auf Eis gelegt. In der Verantwortung gegenüber 
dem Gebührenzahler dürfen keine unkalkulierbaren Risiken eingegangen werden.     
Der Ausschuss stimmt dieser Auffassung uneingeschränkt zu und unterstützt eine weiterhin 
zurückhaltende Vorgehensweise des Landkreises Neumarkt in dieser Angelegenheit.   
(Nach aktuellen Informationen ist mittlerweile eine Entscheidung im Stadtrat der Stadt Neumarkt 
zugunsten der Planungen des Landkreises gefallen, so dass die bisherigen Planungen bezüglich des 
Wertstoffhofes weitergeführt und realisiert werden könnten.)   
Bei einer gemeinsamen Begehung des Wertstoffhofs und der Deponie Blomenhof am 13.07.2016 erklärte 
Herr Hadwiger die Ausstattung und den Ablauf des Wertstoffhofs. Die Begehung der Deponie vermittelte 
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allen Anwesende ein genaueres Bild der Größe und der Funktionsfähigkeit der Deponie. Seit 1979 ist im 
Landkreis Neumarkt eine regelmäßige Müllabfuhr organisiert. Bis 1982 wurde der über den Landkreis 
eingesammelte Müll in der Deponie am Blomenhof eingelagert. Das ursprünglich vorhandene 
Deponievolumen von zirka 630.000 cbm wurde bis ins Jahr 1982 zu 80% gefüllt. Das Restvolumen dient 
heute der Allgemeinheit als Deponie der Klasse 2.   Nach vollständiger Verfüllung müssen die Unternehmen 
ihr Material über größere Distanzen transportieren und die Entsorgung mit höheren Gebühren honorieren. 
Es ist eine Frage der Strategie, inwieweit man diese Entwicklung mit Gebührenerhöhung oder 
Einschränkung der Kundengruppe schon heute teilweise vorwegnehmen möchte. 
 

Die  Herren Hadwiger und Iberl erläuterten eindrucksvoll die Maßnahmen der Deponie-Rekultivierung und 
dass seither die Entgasung des Deponiekörpers zur Stromgewinnung genutzt wird, die jährliche 
Stromeinnahmen von 7000 bis 8000 Euro generiert. Das Sickerwasser wird, laufend labortechnisch 
überprüft und der Kläranlage zugeführt.  
 

 
 

Im Bringsystem bietet der Wertstoffhof bei der Deponie am Blomenhof die Abgabemöglichkeit für  (u. a.) 
folgende Materialien:   

- Altglas 
- Altfette (Frittier- und Bratfette) 
- Altmetall 
- Altpapier, Kartonagen 
- Altreifen => gebührenpflichtig! 
- Aluminium (Autofelgen, Leiern, Staffeleien) 
- Bauschutt-Kleinmengen => gebührenpflichtig! 
- CD, CD-ROM, DVD, Blu-Ray 
- Druckerpatronen, Tonerkartuschen, … 
- Elektro-Altgeräte (Herde, Kühlgeräte, Radio, TV, Video,…) 
- Flachglas 
- Gartenabfälle (Laub, Rasenschnitt, Astwerk, …) 

- Wurzelstöcke => gebührenpflichtig!) 
- Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, LED-Lampen, (haushaltsübliche Mengen) 
- Naturkorken 
- Sperrmüll-Kleinmengen => gebührenpflichtig! 

 
Im Interesse einer sachdienlichen und korrekten Materialtrennung ist sowohl die Annahme wie auch das 
Bezahlsystem in bewährter Weise organsiert.   



 

- 17 - 

Wie die Übersicht erkennen lässt, können  Reifen, Bauschutt sowie Sperrmüll nur gegen Gebühr angeliefert 
werden. Die Höhe der zu leistenden Zahlungen ist in der  Gebührensatzung der Abfallwirtschaft geregelt. 
Demnach richteten sich die Zahlungen bis zum 30.4.2016 nach dem Gewicht, seit dem 1.5.2016 wird nach 
Volumen (m³) abgerechnet. Ein Kubikmeter kostet derzeit 55 €, kleinere Mengen entsprechend weniger. 
Ein Mitarbeiter erstellt das Aufmaß und wickelt den Zahlungsvorgang in bar, gegen Aushändigung eines 
Kassenbons ab. Die Kasse  weist in der Tastenbelegung verschiedene Produktgruppen auf, z.B. jeweils eine 
Taste für Reifen, Bauschutt, Sperrmüll, usw.  
Als bei der nachfolgenden Prüfung am 2.8.2016 die Tagesabschlüsse der Registrierkasse des 
Wertstoffhofes stichprobenhaft geprüft wurden, musste beim  Tagesabschluss vom 6.6.2016  eine 
Unstimmigkeit reklamiert werden, da sich eine Diskrepanz von 110 € ergab, die in der Kasse fehlte.  Es 
wurden 3.423,50 € Bareinnahmen verbucht, tatsächlich wurden in der Kasse nur Einnahmen von 
3.313,50 € ausgewiesen.  
Der Buchungsvorgang kann nachträglich nicht mehr komplett aufgeklärt werden. Allerdings deutet alles 
darauf hin, dass der Fehler durch das irrtümliche Drücken einer Kassen-Taste verursacht wurde, die bei der 
früheren Nutzung der Kasse in einer Bäckerei mit dem Produktpreis für Toastbrot belegt war. Am 
04.06.2016 hatten drei Mitarbeiter Zugriff auf die Kasse, doch keiner von Ihnen konnte sich an den 
Vorgang erinnern. Wenngleich der Fehler nicht konkret einer Person zugeordnet werden kann, so gibt es 
doch nicht den geringsten Hinweis für eine Manipulation.  Bei allen anderen geprüften Tagesabschlüssen 
waren keine Unregelmäßigkeiten festzustellen. 
Mittlerweile wurden Änderungen durchgeführt, um eine Fehler-Wiederholung zu vermeiden:  zum einen 
werden bei  jedem Tagesabschluss/Wochenabschluss die Netto- und Bruttobeträge genau und bewusst 
überprüft, und zum anderen wird die Auswertung bzw. Erstellung des Tagesabschlusses erst bei 
gleichzeitiger Anwesenheit von Frau Mirbeth und Herrn Schmid-Iberl, also nach dem 4-Augen-Prinzip, 
erstellt.  
 Am 19.9.2016 wurde von Herrn Hollweck zusätzlich noch eine Kassenbestandsprüfung bei der Kasse am 
Wertstoffhof durchgeführt. Hier ergab sich keinerlei Beanstandung. 
Da die Neu-Programmierung der alten Kasse extrem kompliziert und das aktuelle Zahlungssystem ohnehin 
recht aufwendig erscheint, lautet die Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses, zur Entlastung des 
Personals des Wertstoffhofs auf ein bargeldloses Zahlungssystem umzustellen, um künftig 
Abrechnungsfehler auszuschließen und die Bereiche Lagerorganisation und Kasse zu trennen.  
Herr Hadwiger stimmte dem zu und fügte an, dass beabsichtigt ist, künftig mit Hilfe eines Kassenautomats 
die Tickets abzurechnen, die am Eingang zu  ziehen sind (analog Automatensystem in Parkhäusern). 
Auf die konkrete Frage nach der Kostendeckung im Bereich der Altreifen-Entsorgung (in der Sitzung vom 
02.08.2016) belegte Herr Hadwiger beispielhaft mit dem konkreten Zahlenmaterial des vergangenen 
Jahres, dass durch die Fa. Rottmeier drei Verwertungsaktionen durchgeführt wurden und das Ergebnis aus 
der Gegenüberstellung der diesbezüglichen Jahreseinnahmen mit 2554,50 € und Jahresausgaben 2927,28 € 
als annähernd kostendeckend bezeichnet werden kann. Die vereinnahmten Gebühren für Altreifen werden 
erst seit 02.11.2015 in der Kassenabrechnung separat ausgewiesen, vorher lief das unter den allgemeinen 
Sperrmüllanlieferungen (gleiche HhSt). Mit der nun gegebenen Transparenz ist es künftig möglich und auch 
sinnvoll, eine Kostenunterdeckung bei der Altreifenentsorgung über eine Gebührenerhöhung 
auszugleichen.  
Während der Wertstoffhof am Blomenhof als zentrale und gut organisierte Einrichtung vom Landkreis 
Neumarkt vorgehalten wird und aufgrund der geografischen Lage vorwiegend von der Bevölkerung der 
Stadt Neumarkt mit Material beschickt wird, betreiben alle anderen kreisangehörigen Gemeinden ihre 
eigenen Wertstoffhöfe  (Gartenabfälle kostenfrei  und Sperrmüll gegen Gebühr), die allerdings auch vom 
Landkreis bezuschusst werden. 
Die Gemeinden halten in ihren Wertstoffhöfen lediglich ein Basisangebot vor, bei dem der Grund und 
Boden, das Personal und ggfs. auch einen Zaun von der Gemeinde zur Verfügung gestellt wird. Die 
Ausstattung (Container) wird vom Landkreis gestellt. Die Zuschüsse des Landkreises richten sich nach der 
jeweiligen Einwohnerzahl der Gemeinde und nach den Containerstellplätzen, nicht nach der Ausstattung 
und den Öffnungszeiten. Die Einnahmen für die Sperrmüllannahme werden je zur Hälfte zwischen 
Landkreis/Gemeinde aufgeteilt. 
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Bei manchen Gemeinden zeigt sich der Betrieb kostendeckend, bei anderen nicht. Als Hauptgrund hierzu 
wurden die unterschiedlichen Öffnungszeiten ausgemacht. Lange bürgerfreundliche  Öffnungszeiten 
bedeuten höhere Personalkosten und somit die Gefahr der Unterdeckung. 
Obwohl innerhalb des Prüfungsausschusses alternative Finanzierungsformen diskutiert wurden, so soll 
auf einen konkreten anderen Vorschlag dennoch verzichtet werden, da unter Würdigung des Kosten-
Nutzen- Aspekts  eine wirklich bessere Variante nicht erkannt wurde. 
Unter dem Aspekt der Gleichbehandlung aller Landkreis-Gemeinden war festzustellen, dass der 
Wertstoffhof Blomenhof mit den übrigen gemeindlichen Wertstoffhöfen nicht zu vergleichen ist. Er 
fungiert als zentrale Sammelstelle für Elektroschrott, Glasentsorgung, gefährliche Stoffe usw. Die Stadt 
Neumarkt erhält keinerlei Zuschüsse vom Landkreis, auch nicht für die im Stadtgebiet aufgestellten 
Grüngutcontainer.  
Als teilweise problembehaftet erwies sich im Gespräch mit Herrn Hadwiger das Bringsystem wegen der 
Gartenabfallcontainer und der Sperrmüll-Container.  
Grundsätzlich wird der Wertstoffhof Blomenhof durch die Möglichkeit Gartenabfälle dezentral und 
bürgernah in den Gemeinden anzuliefern, entlastet. So wurden im Jahr 2014 aus dem gesamten Landkreis 
insgesamt – aber ohne Stadt Neumarkt -  1178 Container entleert, im Jahr 2015 waren es dann 1262 
Container.  In einigen Gemeinden sind die Container für Gartenabfälle frei zugänglich aufgestellt. Da eine 
Kontrolle bzw. Aufsicht fehlt, sind Fehlbefüllungen (teilweise mit Sperrmüll) fast alltäglich und in Folge 
dessen musste in der Vergangenheit oft  eine Nachsortierung durchgeführt werden. Diese kostet Zeit und 
Geld und zehrt die Vorteile teilweise auf. Bei Containern, die in eingezäunten Wertstoffhöfen aufgestellt 
sind, ist der Anteil der Fehlbefüllung nicht Kosten-relevant.  
Eine erste Auswertung einer vorgelegten Tabelle über die Gartenabfallcontainer 2014 und 2015 zeigte 
zudem, dass 
a.  in Gemeinden mit frei zugängigen Gartenabfallcontainern die Zahl der geleerten Container  wesentlich 

höher ist, als in Gemeinden mit Einzäunung, die Spanne reicht hier von 20 Abholungen  pro Jahr bis zu 
177 Abholungen pro Jahr.  

b. die Kosten für einen 16 cbm Container ebenso stark variieren, nämlich  von 29,10 € bei einer 
Gemeinde bis zu 64,60 € bei einer anderen Gemeinde.  

 
In beiden Fällen war die enorme Kostendifferenz für vermutlich vergleichbare Leistungen  mit dem 
gegebenen Datenmaterial nicht zu erklären. 
Bei der ersten Auswertung der  Tabelle über die Sperrmüllcontainer  ist aufgefallen, dass der 
durchschnittliche Erlös pro Tonne Sperrmüll sehr variiert. Hier geht die Spanne von 33,35 € bis 160,30 €. 
Eine plausible Erklärung konnte auch in diesem Fall noch nicht gefunden werden.  
Zweifelsfrei ist bei diesen Sachverhalten ein Handlungsbedarf erkennbar, der aber im Konsens mit den 
Kommunen entwickelt werden soll. Bezüglich der Fehlbefüllungen werden aktuell Aufklärungsarbeiten  
und Beobachtungen einzelner Standorte durchgeführt. Bezüglich der großen Kostendifferenzen bedarf es 
weiterer Informationen aus den Gemeindeverwaltungen, um mittelfristig Abhilfe schaffen zu können.   
Inwieweit eine Differenzierung der Zuschussmittel als Steuerungsinstrument einsetzbar ist, bleibt sehr 
fraglich.  Es ist darauf zu achten, dass alle unnötigen Kosten auf ein Minimum zu reduzieren sind, weil sie 
das Abfallwirtschaftssystems unseres Landkreises insgesamt und damit die Solidargemeinschaft 
belasten. 
Herr Hadwiger stellte fest, wenn alle Wertstoffhöfe gleich ausgestattet wären, würde es für den Landkreis 
nicht kostengünstiger sein als bisher. Der Prüfungsausschuss regte an, dass Herr Landrat Gailler dieses 
Thema mit den Vertretern des Landkreises und der Kommunen in einer der nächsten 
Bürgermeisterdienstbesprechungen erörtern sollte. Herr Landrat Gailler sagt dies zu. 
Nach einer Beobachtungsphase, die im Frühjahr 2017 enden soll, wird sich der Kreisrechnungs-
prüfungsausschuss nochmals mit dem Thema befassen, um dann ggfs. eine Empfehlung aussprechen zu 
können. 
 
An dieser Stelle sei kurz angemerkt, dass die Verwertungs- bzw. Entsorgungsschiene  „Gelber Sack“ nicht 
der Abfallwirtschaft des Landkreises untersteht, sondern ein eigenständiges, von der (Verpackungs-) 
Wirtschaft  finanziertes und organisiertes System ist. Pressemeldungen, wonach durchschnittlich 50% 
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der im Gelben Sack gesammelten Materialien verbrannt werden haben uns erstaunt und entsetzt, 
entziehen sich allerdings unseren Überprüfungs- bzw. Einwirkungsmöglichkeiten! 
 
2.1.2. Umstellung der Erhebung der Müllgebühren auf Gebührenbescheid  

 
2.1.2.1.   Ausgangslage   
Seit Jahren erhob der Landkreis Neumarkt als einziger die Abfallgebühren noch über den Verkauf von 
Müllmarken (an sämtliche Bürger bzw. Anschlusspflichtige), statt über ein System der Veranlagung und 
Gebührenbescheide.  
Der Verkauf der normalen Restmüll-Jahresmarken lief über Banken, Gemeindeverwaltungen und 
Landratsamt. Bei Restmüll-Containern, Biotonne, gemeinsamer Nutzung, Pflege- und Windeltonne usw. 
erfolgte die Abwicklung ausschließlich über das Landratsamt Neumarkt. 
 
2.1.2.2.   Entwicklung 
Während der letzten Jahre erwies sich die Abwicklung des Müllmarken-Verkaufs zunehmend schwieriger 
und damit kostenintensiver, so dass die Organisation umgestellt werden musste. 

a. Die Einführung des Haushaltsüberwachungsprogrammes OK-FIS durch die Kämmerei erforderte die 
zeitaufwändige Erfassung bzw. Suche eines jeden Müllmarkenkäufers zusätzlich im OK-FIS, weil 
diese Software mit dem bisherigen Müllmarkenprogramm nicht kompatibel war.  

b. Die effektive Sammelabbuchung von Müllgebühren wurde durch die SEPA-Richtlinie unmöglich 
gemacht. (Positiv-Prüfung des individuellen SEPA-Mandats bei jedem Abbuchungsvorgang) 

c. Seit Jahren beziehen immer mehr Bürger/innen die Müllmarken direkt vom Landratsamt, weil 
einige Banken den Müllmarken-Verkauf zunächst auf die eigenen Kunden reduzierten und später 
ganz einstellten. 

d. Insbesondere die Zahl der durch Hausverwaltungen betreuten Objekte, wie Wohnblöcke mit 
Eigentums- oder Mietwohnungen, hat zugenommen. In solchen Fällen machen z. B. unterjährige 
Restmüllmarken, zusätzliche Papiergefäße, Biotonnen und evtl. anfallende Grundgebühren für die 
gemeinsame Nutzung mehrere getrennte und zeitaufwändige Arbeits- und Rechnungsvorgänge 
aus, die im Rahmen eines neu zu organisierenden Bescheid-Systems  verursachungsgemäß von den 
Hausverwaltungen bzw. Eigentümers zu leisten sind.     

e. Die unentgeltliche Klärung, Rückabwicklung oder Korrektur von Fehlern wurde von den 
Bürger(inne)n in zunehmendem Maße auch in den Fällen beharrlich erwartet, in denen die 
Fehlerquelle (Ursache der Falschbestellungen und falschen oder unvollständigen Angaben) beim 
Anschlusspflichtigen selbst lag. Eine mündliche oder schriftliche Ursachenforschung ist weit 
zeitaufwändiger als die Erledigung der Angelegenheit selbst, weshalb die Kosten für den 
Bürgerservice kontinuierlich anstiegen. 

f. Die Service-Kosten stiegen auch deshalb, weil die Bürger/innen – insbesondere am Jahresanfang, 
zur Zeit der alljährlichen Arbeitsspitze  – zum Telefonhörer griffen, um mündliche Auskunft auf ihre 
Fragen zu erhalten, statt sich zunächst der einschlägigen Informationsquellen zu bedienen.   

g. Mit der damaligen Computer-Software war eine zentrale Vorgangsverwaltung nicht möglich, 
weshalb bei wechselnden Sachbearbeitern Arbeitsschritte auch mehrfach ausgeführt wurden. Die 
Umstellung auf eine zeitgemäße Software war auf Grund der komplizierteren Abläufe und der 
Belastungen für das Personal überfällig geworden. 

h. Möglichkeiten der Vereinfachung oder Optimierung innerhalb des bestehenden Systems wurden 
während der vergangenen Jahre bereits weitestgehend ausgeschöpft. Weiterhin bestehende 
Hemmnisse liegen vorwiegend außerhalb des eigenen Einflussbereichs und bedürfen der 
organisatorischen Neuordnung. 

 
2.1.2.3.   Konsequenz:  

 
Als konsequente Reaktion auf die gegebene Ausgangslage war der organisatorische Wechsel zur Gebühren-
Veranlagung und Bescheid-Erstellung vorzunehmen, die auch in anderen Landkreisen Standard und bzgl. 
der Software, z. B.  mit OK-FIS kompatibel ist. Die Verwaltungsarbeiten fallen gleichmäßiger über das ganze 
Jahr an, sie sind wesentlich effizienter und kundenfreundlicher zu bewältigen, der schnelle Datenzugriff 
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erlaubt exakte betriebswirtschaftliche Analysen als Entscheidungsgrundlagen und die Rechnungsstellung 
bis hin zum Mahnverfahren kann lückenlos EDV-gestützt durchgeführt werden.  

 
a. Nach der Einholung von Erfahrungsberichten, Definition der Anforderungen, Erstellen eines 

Leistungsverzeichnisses, Vorbereitung der Ausschreibungsunterlagen, Durchführung der 
Ausschreibung und einer Präsentation der chancenreichsten Bewerber konnte der Wirtschafts-, 
Landwirtschafts- und Umweltausschuss des Landkreises Neumarkt in seiner Sitzung vom 
20.05.2015 den Systemwechsel zur Erstellung von Gebührenbescheiden ab dem Jahr 2016 und 
danach die Auftragsvergabe an die Firma Athos aus Sindelfingen beschließen. 

   
b. Die operative Umsetzung erfolgte von Juni 2015 bis Anfang April 2016.  

Die erste Phase bis August 2015 umfasste die Gewinnung der Eigentümerdaten von allen 
anschlusspflichtigen Einheiten, eine sehr intensive Nachbearbeitung der vorhandenen Daten 
wegen der zahlreichen Mängel, die Konzeption einer Bürgerbefragung bzgl. der benötigten 
Müllgefäße usw. Somit konnte am 24.08.2015 der Erstversand von etwa 39.000 Fragebögen 
erfolgen, von denen etwa 30.000 Stück beantwortet zurückkamen. Der Rücklauf von mehr als 
9.000 Fragebögen klappte erst nach aufwändigem Nachfassen. 
Ab Ende August begann die intensive Bearbeitung der rücklaufenden Fragebögen und der 
SEPA-Mandate, wobei für vielfältige und zeitraubende Klärungen und Nachbearbeitungen (in 
etwa 45% der Fälle) bis Januar 2016 wiederholt der Versand von Fragebögen und 
benutzerspezifischen Anschreiben erforderlich wurden.  
Parallel dazu wurden umfangreiche technische Vorbereitungen zum Funktionieren des Systems 
vorgenommen und mit den vorhandenen Daten schrittweise das gesamte Datensystem 
aufgebaut. Zum 24.02.2016 konnten etwa 38.000 Gebührenbescheide verschickt werden, 
wenngleich in den folgenden Wochen – meist wegen ungenauer oder nicht zutreffender 
Angaben - ungefähr 1000 Bescheide korrigiert werden mussten.  
Ende Februar 2016 konnte die Schnittstelle zwischen ATHOS und OK-FIS in den Betrieb 
geschaltet werden, was anfänglich wegen der Übernahme der SEPA-Daten von ATHOS nach 
OK-FIS zu erheblichen Problemen führte. Der 01.04.2016 war mit zirka 33.000 Abbuchungen 
dann der erste Fälligkeitstermin. 

a. Die Systemumstellung der Erhebung der Müllgebühren verursachte allein für die Lizenz des 
Computerprogramms, die Umstellungs- und Einstellungsarbeit und 5 Jahre Wartungsvertrag 
150.000 € und war nur mit zusätzlichem Personalaufwand in Höhe von 49,5 Tsd €  zu leisten. Im 
Zeitraum von 29.06.2015 bis 30.06.2016 waren insgesamt 7 Personen, mit einer 
Gesamtstellenzahl von 5,0 mit der Umstellung befasst. Drei von ihnen wurden später vom 
Landratsamt als feste Arbeitskräfte übernommen. Die Personalkosten waren angemessen.  
Unter Berücksichtigung von  Notwendigkeit (alt Variante war eine Insellösung, die eine zentrale 
Vorgangsverwaltung nicht möglich machte),  Wirtschaftlichkeit und Beitragsgerechtigkeit war 
die Umstellung zwingend und für die Zukunft sehr vorteilhaft. (Mehreinnahmen von etwa 
100.000 € sind realistisch zu erwarten).   

 

2.2.     Abschließende Betrachtung  

Da die Abfallwirtschaft (UA 7201) nach dem Kostendeckungsprinzip zu organisieren und zu 

bewirtschaften ist, soll abschließend die finanzielle Situation beleuchtet werden. 

 

Die wesentlichen Ausgaben-Bereiche verursachten z. B. im Jahr 2015 Gesamtkosten in Höhe von 

6.200.000 Euro. (vgl. Tabelle)   
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Die wesentlichen Einnahmen-Bereiche  konnten im gleichen Jahr nur eine Gesamtsumme von etwa 
5.500.000 Euro aufweisen, also etwa eine halbe Million Euro zu wenig. (vgl. Tabelle)  Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass das Aufkommen der Müllgebühren in Höhe von 3.850.000 Euro auf den aktuellen 
Gebührensätzen vom 01.01.2013 basiert. Demnach kostet die  
 

    60 Liter - Tonne   60,00 Euro 
  120 Liter - Tonne   90,00 Euro 
  240 Liter - Tonne  180,00 Euro 
1100 Liter - Tonne 870,00 Euro 

 
Mit diesen Müllgebühren liegt der Landkreis Neumarkt aktuell weit unter dem bayerischen 
Landesdurchschnitt. 
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Allerdings ist schnell erkennbar, dass zur Finanzierung des Defizits von 2015 eine Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von etwa einer halben Million erforderlich war. 
Konsequenter Weise stellt sich hier die Frage nach der künftigen finanziellen Entwicklung und konkret nach 
einer eventuellen Gebührenerhöhung oder weiteren Rücklagen-Abschmelzung.  
In diesem Zusammenhang ist Folgendes zu bedenken: 
 

- Die Vermarktungserlöse zum Beispiel für E-Schrott, Metall, Altholz und Papier ist derzeit (noch) auf 
einem hohen Niveau, jedoch teilweise mit fallender Tendenz. 

- Die Konditionen der aktuellen Verträge für Hausmüll und  Sperrmüll sind überdurchschnittlich gut 
und auf diesem Niveau künftig nicht mehr zu erreichen. Im Jahr 2018 – also im nächsten Jahr - 
muss die nächste Ausschreibung erfolgen.  

- In verschiedenen Verwertungsbereichen sind Kostensteigerungen zu erwarten bzw. schon 
eingetreten. (Bspl.:  Die an den Zweckverband Müllverwertung zu zahlenden Gebühren stiegen vor 
2 Jahren von 95 €/t auf aktuell 115 €/t Restmüll.) 

- Die Auswirkungen der neuen Gewerbeabfallverordnung sind noch unklar. 
- Die Änderung des § 2 b UStG lässt spätestens ab 2020 monetäre Auswirkungen auf die 

Abfallwirtschaft erwarten. 
- Die Kapazität der Mülldeponie Blomenhof ist wahrscheinlich in 5 Jahren ausgeschöpft. Eine 

anschließende Nachsorge der Deponie ist auf 30 Jahre vorgeschrieben und ist nur schwer 
kalkulierbar. 

 
Finanzwirtschaftliche Folgen: 

- Für die nächsten Jahre sind aus heutiger Sicht jährliche Defizite von 700.000 bis 1.000.000 Euro zu 
erwarten,  die voraussichtlich bis 2019 größtenteils durch Entnahmen aus der Gewinnrücklage 
finanziert werden können. 

- Ausgehend von der aktuell sehr niedrigen Müllgebühr wird mittelfristig eine Gebührenerhöhung 
unumgänglich sein, um das strukturelle Defizit auszugleichen.      

 
2.3.      Fazit 

 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Abfallwirtschaft im Landratsamt Neumarkt  mit 
dem neuen Gebührensystem  sehr gut organisiert und sowohl kostenbewusst  wie auch ökologisch sehr 
verantwortungsbewusst umgesetzt ist. Die Ausschreibung, Vergabe und Kontrolle der von 
Partnerunternehmen zu beanspruchenden Leistungen werden transparent und korrekt vollzogen. Es gab 
keine wesentlichen Beanstandungen!  Eine laufende strenge Kostenkontrolle ist gegeben und ließ in der 
Vergangenheit sehr moderate Gebühren rechtfertigen. Dies ist eine sehr gute Ausgangslage zur 
Bewältigung der Herausforderungen der nächsten Jahre. 
Es ist erkennbar, dass die Abfallwirtschaft im Hinblick auf die gesetzlichen sowie die teilweise 
konkurrierenden gesellschaftspolitischen Zielvorgaben wie Wirtschaftlichkeit, Ökologie und 
Bürgerkomfort  eine dauerhafte und sehr bedeutsame Herausforderung für den Landkreis Neumarkt 
bleiben wird.  
 

3.   Beschlussvorschlag des Rechnungsprüfungsausschusses: 
Der Landkreisverwaltung wird eine sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Mittel nach Maßgabe 
der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes bescheinigt. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt deshalb dem Kreistag, die Jahresrechnung des Landkreises 
für 2014 gem. Art. 88 Abs. 3, Art. 89 Landkreisordnung festzustellen und die Entlastung zu erteilen. 

>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>> 

Kreisrat Jawurek verlässt die Sitzung 

Herr Kraus fügt an, der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt einstimmig dem Kreistag, 

die entsprechende Feststellung des Jahresabschusses vorzunehmen bittet die Entlastung zu 

erteilen. 
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Der Vorsitzende dankt dem Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses für die 

ausführliche Berichterstattung.  

Kreisrat Thumann dankt ebenfalls den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses und 

dem Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschuss, Herrn Kraus, für den Vortrag. Er fügt 

an, die geplante Erweiterung des Wertstoffhofes Blomenhof werde sehr begrüßt und 

unterstützt. Sowohl alle Fachstellen der Stadt Neumarkt als auch des Landratsamtes seien 

gegen die Weitertreibung der Änderung des Flächennutzungsplanverfahrens und dieses 

allgemeine Wohngebiet. Ein Mehrheitsbeschluss des Bausenats habe dies in Gang gebracht. 

Kreisrat Thumann betont, er versuche die Erweiterung des Wertstoffhofes Blomenhof 

weiterzutreiben. Die gute und viel besuchte Einrichtung werde von Seiten der Stadt mit 

mindestens drei Leergutcontainern für Gartenabfälle, die frei zugänglich seien, unterstützt. 

Als Kreisrat befürworte er das Vorhaben. Mit der Planung, und wenn mit der Erweiterung 

große Investitionen getätigt werden können, sei man völlig konform. Die vorbereitenden 

Grundstücksverhandlungen seien schon im Gange, diese Erweiterung zu realisieren. 

Der Vorsitzende und Herr Kraus danken für die positive Darstellung der Situation im 

Bauleitverfahren.  

a) Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. nimmt Kenntnis von der 

Berichterstattung des Rechnungsprüfungsausschusses für den Landkreis 

Neumarkt i.d.OPf.. 

(48:0) 

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2014 gem. Art. 88 LKrO 

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stimmt der Feststellung des 

Jahresabschlusses 2014 gem. Art. 88 LKrO zu. Der Landkreisverwaltung wird eine 

sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Mittel nach Maßgabe der 

Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes bescheinigt. 

 (47:0  

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2014  

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt deshalb dem Kreistag, die 

Jahresrechnung des Landkreises für 2014 gem. Art. 88 Abs. 3, Art. 89 

Landkreisordnung festzustellen und die Entlastung zu erteilen. 

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stimmt der Entlastung des 

Jahresabschlusses 2014 zu. 

 (47:0  

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

6. Lazarettstiftung Berching;  

a) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO für 

das Jahr 2014  

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2014 
__________________________________________________________________________ 

Der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses Herr Kraus teilt mit, es gebe keine 

Beanstandungen. 

a) Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stellt den Jahresabschluss 2014 für 

das Stiftungskrankenhaus Berching wie nachfolgend aufgelistet (Anlage 3) fest. 

 (47:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 
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Kreisrat Kraus stellt den Antrag auf Entlastung. 

b) Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. erteilt die Entlastung gem. 

Art. 88 LKrO. 

 (47:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

7. Jahresrechnung 2015;  

a) Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses  

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO 

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015 

Kreisrat Jawurek kommt wieder zur Sitzung. 

Der Vorsitzende bittet den Vorsitzenden Bernhard Kraus um Berichterstattung.  

Der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses, Herr Kraus, berichtet über die 

Rechnungsprüfung 2015. (Anlage 2) 

<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<< 

Bericht über die örtliche Prüfung der 
Jahresrechnung 2015 des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. 

3. Ausgewählte Aspekte zum Prüfbericht 2015  

 
Nachdem Sie den Prüfbericht mit der Einladung zur heutigen Sitzung erhalten und vorliegen haben, möchte 
ich diesbezüglich nur auf einzelne Aspekte eingehen bzw. hinweisen: 

 

Die konkreten Punkte werden sich in der Sitzung am 31.01.2017 ergeben! 
- Kassenprüfungen ? 
- Haushaltssatzung, Haushaltsplan und Finanzplan wurden entsprechend der einschlägigen 

gesetzlichen Vorschriften erstellt und erlassen?  
- Der Hebesatz der Kreisumlage 2015 betrug 39,5 %. Damit erhebt der Landkreis wie bereits im Vorjahr 

die niedrigste Kreisumlage in Bayern. 
- Der Bezirk Oberpfalz belastet seine Umlagezahler mit 18,5 % am geringsten, i. Vgl. mit den anderen.  
- Haushaltsplan-Volumen? 
- Über- und außerplanmäßigen Ausgaben 2015?  
- Der kassenmäßige Abschluss als Bestandteil der Jahresrechnung?  
- Das Ergebnis des Zeitbuches  kassenmäßiger Abschluss? 
- Die allgemeine Rücklage beträgt ….? 
- Der Haushaltsplan  Rechnungsergebnis ? 

- Verschuldungsgrad?  
- u. a. m.  

 
4.  Prüfbericht zum Schwerpunktthema Straßenbau 

Als Schwerpunkt des zu prüfenden Jahrgangs 2015 boten sich folgende größere Maßnahmen an: 
- Die Straßenbau-Maßnahme zwischen Degerndorf und Stetten mit einem ungefähren 

Kostenvolumen von 2,5 Mio Euro ist abgeschlossen, die Schlussrechnung bezahlt, aber der 
Grunderwerb ist noch nicht vollständig abgeschlossen. Dementsprechend ist der 
Verwendungsnachweis noch nicht vollständig und der Zuschuss nicht komplett vereinnahmt. 
Der vollständige Abschluss sämtlicher noch ausstehender Vorgänge wird weitere 6 Monate in 
Anspruch nehmen.  
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- Der neu errichtete Kreisverkehr Oberölsbach mit einem Kostenvolumen von etwa 750.000 Euro ist 
baulich vollendet, vollständig abgerechnet und bezuschusst. Die Maßnahme wurde im Auftrag des 
Staatlichen Bauamtes ausgeführt. 

- Die Umbau- bzw. Ausbau-Maßnahme der Kreisstraße NM 6 zwischen Pruppach und Pyrbaum mit 
dem Neubau eines Radweges ist fertiggestellt, der Verwendungsnachweis vorgelegt und die 
Maßnahme abgerechnet. Die noch unklaren Rechtsfragen sind inhaltlich abgrenzbar. 

Den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses  wurde schließlich die Prüfung der Umbau- bzw. 
Ausbau-Maßnahme der Kreisstraße NM 6 zwischen Pruppach und Pyrbaum mit dem Neubau eines 
Radweges vorgeschlagen und von diesen akzeptiert, weil dieses Projekt einer zusammenhängenden 
Prüfung unterworfen werden konnte. 
 
Ausgangssituation 
Der ursprüngliche Zustand der Straße war sehr schlecht, was mittels Film und Fotoaufnahmen eindeutig 
nachprüfbar ist. Deshalb wurde auf 3624 Metern Länge der Ausbau der NM 6  vorgenommen und in 
diesem Zuge auf eine Länge von 3100 Metern außer Orts ein  begleitender Radweg neu gebaut. 
Während Herr Rackl für Bauleitung, Bauabwicklung und Abrechnung zuständig war, zeichnete Herr Braun 
für Zuschusswesen, Verwendungsnachweise, Kostenbeteiligungen, Vereinbarungen usw. verantwortlich.  
Der zeitliche Ablauf der Planungs- und Bauphase stellt sich wie folgt dar:  

• Am 28.10.2010 stimmt der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss der Vergabe der 
Planung an das Ing. Büro Dotzer, Neumarkt i.d.OPf. zu. 

• Das Sachgebiet 41 Naturschutz und Wasserrecht, die Abteilung 30, Herr Dr. Pfohl, Beauftragter für 
Belange von Menschen mit Behinderung und das Sachgebiet 51, Kommunale Angelegenheiten 
wurden um Stellungnahme gebeten. 

• Am 26.08.2011 wurde der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung über das Staatliche Bauamt bei 
der  Regierung eingereicht. 

• Die Maßnahme wurde am 23.11.2012 durch das Bayerische Innenministerium genehmigt. Es 
wurde eine Zuwendung in Höhe von 1.100.000,00 € bewilligt. 

• Am 20.04.2012 wurde der Ausbau der Kreisstraße NM 6 von Pruppach nach Pyrbaum öffentlich 
ausgeschrieben, veröffentlicht im Neumarkter Tagblatt, Neumarkter Nachrichten, Bayer. 
Staatsanzeiger und im Portal der Deutschen eVergabe. 
 
Das Leistungsverzeichnis umfasste 3 Hauptteile: 

1. Straßenbau – Landkreis Neumarkt 
2. Wasserleitungsbau – Zweckverband Brunnbach Gruppe 
3. Kanalerneuerung/Austausch OD Pruppach – Markt Pyrbaum 

 
• Zur Submission am 03.05.2012 gingen 2 Angebote ein: 

1. Firma Schulz, Buttenheim  2.780.035,52 € 
2. Firma Bögl, Neumarkt   3.253.839,69 € 

 
Die Firma Schulz, Buttenheim ging mit 2.780.035,52 € als günstigster Bieter hervor. In diesem 
Angebot sind Kosten in Höhe von 454.873,10 € für die Erneuerung der Wasserleitung, des Kanals 
und der DSL-Leitung enthalten. 

• Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss stimmte am 22.05.2012 der Vergabe der 
Bauarbeiten an die Firma Schulz, Buttenheim zu.  

• Der Auftrag an die Firma Schulz wurde am 25.05.2012 erteilt. 
• Eine Vereinbarung zwecks Kostenbeteiligung wurde mit Gemeinde abgeschlossen. 
• Der Baubeginn erfolgte am 27.06.2012.  
 
Die Kostenverteilung der Maßnahme stellt sich wie folgt dar: 
• Die Straßenbauverwaltung des Landkreises trägt die Kosten für den Ausbau der Fahrbahn. 
• Die Straßenbauverwaltung trägt den Straßenentwässerungsanteil (für den Landkreis Neumarkt i. d. 

OPf.) in Höhe von  49.932,00 € 
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• Die Straßenbauverwaltung und die Gemeinde tragen die nach Abzug der staatlichen Zuwendung 
verbleibenden Restkosten für den Bau des Geh- und Radweges auf der freien Strecke je zur Hälfte. 
(Gesamtkosten:  403.502,76 €) 

Die Gemeinde trägt die nach Abzug der staatlichen Zuwendung verbleibenden Restkosten 
• für den Bau des Geh- und Radweges im Ortsbereich Pruppach, 
• für den Bau des Gehweges bzw. Geh- u. Radweges mit Überquerungshilfe am Ortseingang von 

Pyrbaum, 
• für die Änderung der gemeindlichen Wasserleitung zwischen Neuhof und Pyrbaum, 
• für die Verlegung eines DSL-Leerrohres und Stromkabels entlang der Baustrecke, 
• für die Erneuerung des Oberflächenwasserkanals in Pruppach, 
Die Kostenübersicht und Finanzierung: 

Die Gesamtkosten der Maßnahme belaufen sich auf   2.546.948,24 € 
./. Nicht zuwendungsfähige Kosten       142.256,69 €  
zuwendungsfähige Gesamtkosten    2.404.691,55 € 
Gesamtzuwendung von der Regierung der Oberpfalz  1.100.000,00 € 

 
Nicht zuwendungsfähig waren die Kosten für  

- Wasserleitung 
- EON 
- DSL 
- Telekom 
- Stromleitung 

Die nach der Eingriffsregelung bereit zu stellende Ausgleichsfläche wurde definiert und anteilig 
eingebracht.  
Leistungsabnahme 

Die Abnahmeverhandlung (VOB/B § 12) über die Gesamtleistung fand am 09.10.2014 statt. Die 
Abnahmeniederschrift wurde vorgelegt. Die festgestellten Mängel wurden laut Herrn Weikert bis zum 
01.12.2014 beseitigt bzw. behoben, Die jeweiligen Verjährungsfristen beginnen am 0.10.2014 und enden 
für die Asphaltfeinbetondeckschicht am 09.10.2023, für die bituminöse Tragschicht und Decktragschicht 
am 09.10.2018 und für alle übrigen Straßenbauarbeiten sowie Wasserleitungsbau, Kanalbau, DSL-
Verlegung und Stromleitungsbau am 09.10.2019. 
Die Zuwendungen des Freistaates Bayern nach Art. 2 BayGVFG wurde für diese Maßnahme mit Schreiben 
vom 23.11.2012 auf 1.100.000 € festgelegt. Diese Zuwendung wurde in 4 Ratenzahlungen bis auf einen 
Betrag von 1.500 € geleistet. Die Kürzung des Förderbetrages um die Verzinsung nicht fristgerecht 
verwendeter Fördermittel in Höhe von 1.500 € beruht ist durch Art. 49 a Abs. 4 BayVwVfG in Verbindung 
mit Nr. 8.6 VVK begründet. 
Im Hinblick auf künftige Fördermaßnahmen wird darauf hingewiesen, die Förderbeträge fristgerecht zu 
verwenden. 
Der Nachweis der Ausgaben wurde in Stichproben anhand der Ausgabenübersicht geprüft. Es gab keinen 
Anlass zu Beanstandungen. 
Ein bedeutendes Problem bei der geprüften Baumaßnahme war die Bauverzögerung in der Form, dass 
die bauausführende Firma vorübergehend ihre Arbeiter abzog. Um derartigen Praktiken vorzubeugen 
stellte der Prüfungsausschuss die Aufnahme einer Vertragsstrafe in die Vereinbarung zur Diskussion. 
Herr Weikert machte nachvollziehbar den Einwand geltend, dass dadurch die Angebote grundsätzlich 
spürbar teurer werden könnten. 
 
Während der Baumaßnahme gab es Anlass zu folgenden Nachtragsangeboten: 

1. Änderung der geplanten Trasse durch Abbruch einer Scheune mit Kosten in Höhe von 8.826,83 €. 
2. Verlegung der DSL-Rohre im Radwegkoffer statt im Grabenbereich verursachte Mehrkosten in 

Höhe von 1927,80 €.  
3. Grunderwerb und Umgestaltung der Einfriedung, d.h. der Gartenmauer, im Bereich der  

Ortsdurchfahrt Pyrbaum verursachten Mehrkosten in Höhe von 10.920,39 €. 
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Die Tiefbauverwaltung konnte die Fragen zu den drei Nachträgen zur Zufriedenheit des 
Prüfungsausschusses beantworten:  
Zu 1.  Die Änderung des im Plan dargestellten Straßenverlaufs durch den Abbruch einer Scheune wurde zur 
Optimierung der neuen Straßentrasse notwendig. Diese Möglichkeit war zum Zeitpunkt der Ausschreibung 
nicht absehbar, ergab sich erst im Laufe der Baumaßnahmen und sollte im Interesse einer sehr guten 
Zielerreichung wahrgenommen werden. Die Nachtragsvereinbarung in Höhe von 8.826,83 € wurde am 
18.10.2012 von Landrat Albert Löhner im Rahmen seiner Ermächtigung unterzeichnet. Die 
Einzelkostenaufstellung wurde geprüft und blieb ohne Beanstandung. 
Zu 2. Die Einbringung von DSL-Leerrohren wollte die Gemeinde ausdrücklich im Radwegkoffer vornehmen. 
Ursprünglich war die Verlegung der Leitung im Grabenbereich vorgesehen. Die durch die Änderung 
verursachten Mehrkosten in Höhe von 1.927,80 € werden von der Gemeinde Pyrbaum komplett 
übernommen. Die Einzelkostenaufstellung wurde geprüft und blieb ohne Beanstandung. 
Zu 3. Im Bereich der Ortsdurchfahrt von Pyrbaum war bezüglich einer - während der Maßnahme möglich 
gewordenen – Trassenverschiebung ein Grunderwerb durchzuführen und die gestalterische Einbeziehung 
der Gartenmauer erforderlich, was Kosten von insgesamt 10.920,39 € auslöste. Mit den Grundeigentümern 
an der Südseite der Trasse konnte keine Einigung erzielt werden. Es wurde eine Kostenverteilung im 
Verhältnis von 50 : 50 zwischen dem Landkreis und der Kommune vereinbart. Die Einzelkostenaufstellung 
wurde geprüft. Die Nachtragsvereinbarung vom 11.10.2013 wurde durch den Sachgebietsleiter Erwin 
Weikert ohne besondere Ermächtigung unterzeichnet. Von einer gesonderten 
Unterzeichnungsermächtigung hatte Herr Weikert deshalb abgesehen, da sich die Gesamtauftragssumme 
um 14.819,31 € auf 2.774.043,04 € reduzierte. 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Nachtragsangebote korrekter Weise nur bei 
Vorliegen der entsprechenden Ermächtigung unterzeichnet werden dürfen, Dies gilt selbstverständlich 
auch dann, wenn eine Maßnahme weit unter der Vergabesummen abgeschlossen werden kann, weil sich 
eine positive Differenz zwischen der Vergabesumme und den tatsächlichen Gesamtkosten nur als 
Einsparungspotenzial und eben nicht als beliebiger Handlungs- bzw. Entscheidungsspielraum 
interpretieren lässt. 
Neben dieser Maßnahme wurde stichprobenhaft die Vergabepraxis in der Tiefbauverwaltung erörtert. 
Während der vergangenen vier Jahre wurden folgende Planungsbüros mit Planungen beauftragt: 
Jahr NM Strecke   Länge AN Wert Ing.B. 
2016 13 Döllwang - Waltersberg 1561 Pusch 1600 Dotzer  
2016 23 Landkreisgrenze - Zell 1600 Pusch 1240 TV  
2016 25 NM 39 - Günching  2050 Strabag 391 TV  
2016 32 OD Darshofen  560 Mickan 1210 Lehner  
2016 37 Deusmauer - Lengenfeld 1005 Bögl 384 TV  
2016 44 OD An der Heide  370 Klebl 450 Petter  
2016 13 St 2220 – Döllwang  1251 Bögl 1847 Dotzer  
2015 33 Degerndorf - Stetten 4300 Strateb 2730 TV  
2015 15 Landkreisgrenze - Mallerst   790 Pusch 721 Petter  
2015 16 Landkreisgrenze - Vogelthal 1083 Pusch 663 Petter  
2015 17 OD Rengersricht     515 Mickan 1360 TV  
2015 23 Hallenhausener Berg 2290 Pusch      97 TV  
2015 30 Landkreisgrenze-Traunfeld 1396 Bögl    265 TV  
2014 32 OD Parsberg     795 Pusch    910 Lehner  
2014 11 Mallerstetten - Hebersdorf 1467 Bögl 1045 Petter  
2014 6 Pruppach - Pyrbaum 3624 Schulz 2547 Dotzer  
2014 39 OD Siegenhofen    318 Stratebau    36 TV  
2014 9 St 2240 KV bei Unterölsbach Kr Pusch   900 Dotzer  
2014 2 Freihausen - Ittelhofen 1197 Pusch   236  TV  
2014 2 St 2251 KV bei Freihausen Ø 40 Pusch   555 Dotzer  
2014 44 OD Pavelsbach  762 Feierler   220 TV  
2013 21 OD Pilsach  580 Mickan   779 Petter  
2013 19 Bachhausen - Mühlhausen 947 Bögl   402 TV  
2013 16 Vogelthal - Arnsdorf, BA I 955 Pusch   585 Petter  
2013 5/19 KV bei Sulzkirchen  Ø 45 Bögl   590 Dotzer  
2013 1 Velburg - St 2220  1062 Stratebau    81 TV  
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Zur Frage, welche Leistungen (Planungsleistungen und Bauleitung)  die Tiefbauverwaltung in den letzten 4 
Jahren selbst durchgeführt hat, konnten aus dem Baudatenblatt folgende Planungskosten für die 
vergangenen vier Jahre entnommen werden: 
Planungskosten gesamt  Planungskosten durch die in % der Gesamtplanungskosten 
   Tiefbauverwaltung erbracht 
2013  155.000,00 €     76.000,00 €     49% 
2014  381.000,00 €     143.000,00 €     38% 
2015  380.000,00 €     305.000,00 €     80% 
2016  397.000,00 €     224.000,00 €     56% 
 
Grundsätzlich gilt: Schwierigere  bzw. komplexere Planungsarbeiten wie z.B. Kreisverkehr, Ortsdurch-
fahrten usw. werden durch Planungsbüros erstellt. Dabei werden die Leistungsphasen 6-9 grundsätzlich 
durch die Tiefbauverwaltung erbracht.    
Leistungsphasen (gem. § 47 HOAI):  
 

 1. für die Leistungsphase 1 (Grundlagenermittlung) mit 2 Prozent,  
 2. für die Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit 20 Prozent,  
 3. für die Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) mit 25 Prozent,  
 4. für die Leistungsphase 4 (Genehmigungsplanung) mit 8 Prozent,  
 5. für die Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) mit 15 Prozent,  
 6. für die Leistungsphase 6 (Vorbereitung der Vergabe) mit 10 Prozent,  
 7. für die Leistungsphase 7 (Mitwirkung bei der Vergabe) mit 4 Prozent,  
 8. für die Leistungsphase 8 (Bauoberleitung) mit 15 Prozent,  
 9. für die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung) mit 1 Prozent.  

 
Allein die Planungsleistungen in den Jahren 2015 und 2016 lassen mit einer Summe von über einer 
halben Million Euro den hohen Stellenwert einer leistungsfähigen Tiefbauverwaltung erkennen. Der 
tatsächliche Vorteil einer eigenen Tiefbauverwaltung lässt sich aber erst durch die Gegenüberstellung 
eines Kostenangebots vom Ingenieurbüro mit dem monetär bewerteten Zeitaufwand der eigenen 
Tiefbauverwaltung im Rahmen einer Vollkostenkalkulation ermitteln.  
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass sich die Tiefbauverwaltung des Landkreises als ein 
kompetentes, erfahrenes und gut funktionierendes Team darstellt, das die vorgegebenen Ziele unter 
technischem, finanziellem und organisatorischem Aspekt sehr konsequent verfolgt. Nachdem jede 
Baumaßnahme, für sich betrachtet, einzigartig ist, gilt es, in den laufenden Baustellen über die 
grundsätzlichen Regelungen hinaus oft akzeptable Detailregelungen zu finden. In diesen Fällen war beim 
geprüften Projekt die konsequente Wahrnehmung der Landkreis-Interessen durch die Tiefbauverwaltung 
gut erkennbar.  Zudem – auch dies zeigte sich bei der geprüften Maßnahme - praktiziert die 
Tiefbauverwaltung bei gemeinsamen Projekten mit den Kommunen unseres Landkreises eine 
transparente, korrekte und faire Kooperation, nach einheitlichen Grundsätzen. 
 
Der Landkreisverwaltung wird eine sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Mittel nach Maßgabe 
der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes bescheinigt. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt deshalb dem Kreistag, die Jahresrechnung des Landkreises 
für 2015 gem. Art. 88 Abs. 3, Art. 89 Landkreisordnung festzustellen und die Entlastung zu erteilen. 
 
Abschließend darf ich mich bei Herrn LR Gailler, Herrn Ried und Herrn Iberl für die stets zuvorkommende 
Unterstützung bei allen Sitzungen bedanken. 
Vielen Dank an unseren unmittelbaren Kooperationspartner im Kreisrechnungsprüfungsamt Herrn 
Hollweck, der sich sehr gut eingearbeitet hat.  
Und bzgl. unserer Prüfungsschwerpunkte darf ich mich bei Herrn Hadwiger stellvertretende für sein Team 
in der Abfallwirtschaft und bei Herrn Weikert, ebenfalls stellvertretende für sein Team in der 
Tiefbauverwaltung ganz herzlich bedanken. 
>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>> 

Der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschuss, Herr Kraus, dankt für die 

Aufmerksamkeit. 
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Der Vorsitzende dankt Herrn Kraus für die Berichterstattung. 

a) Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. nimmt Kenntnis vom Bericht des 

Rechnungsprüfungsausschusses zur Jahresrechnung 2015  

 (49:0) 

Kreisrat Kraus führt in seiner Ausführung zur Jahresrechnung 2015 fort:  

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Jahresrechnung des 

Landkreises für 2015 gem. Art. 88 Abs. 3, Art. 89 Landkreisordnung festzustellen und bittet 

die Entlastung zu erteilen. 

b) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2015 gem. Art. 88 

LKrO  

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stellt die Jahresrechnung 2015 für 

den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. gem. Art. 88 LKrO fest.  

Der Landkreisverwaltung wird eine sparsame und wirtschaftliche Verwendung der 

Mittel nach Maßgabe der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes bescheinigt. 

(48:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

Kreisrat Kratzer verlässt den Sitzungssaal. 

c) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015  

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt deshalb dem Kreistag, die 

Jahresrechnung des Landkreises für 2015 gem. Art. 88 Abs. 3, Art. 89 

Landkreisordnung festzustellen und die Entlastung zu erteilen.  

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stellt die Entlastung fest und erteilt 

die Entlastung gemäß Art. 88 Abs. 3, Art. 89 LKrO für die Jahresrechnung 2015 für 

den Landkreis Neumarkt i.d.OPf.. 

(47:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

8. Lazarettstiftung Berching;  

a) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses gem. Art. 88 LKrO für 

das Jahr 2015  

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015 
__________________________________________________________________________ 

Der Vorsitzende bittet den Vorsitzenden Bernhard Kraus um Berichterstattung.  

Der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses Herr Kraus teilt mit, es gebe keine 

Beanstandungen, empfiehlt dem Kreistag, die entsprechende Feststellung des 

Jahresabschusses vorzunehmen, bittet die Entlastung zu erteilen und bedankt sich nochmals. 

<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<< 

Abschließend darf ich mich bei Herrn LR Gailler, Herrn Ried und Herrn Iberl für die stets zuvorkommende 
Unterstützung bei allen Sitzungen bedanken. 
Vielen Dank an unseren unmittelbaren Kooperationspartner im Kreisrechnungsprüfungsamt Herrn 
Hollweck, der sich sehr gut eingearbeitet hat.  
Und bzgl. unserer Prüfungsschwerpunkte darf ich mich bei Herrn Hadwiger stellvertretende für sein Team 
in der Abfallwirtschaft und bei Herrn Weikert, ebenfalls stellvertretende für sein Team in der 
Tiefbauverwaltung ganz herzlich bedanken. 

>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>> 
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Der Vorsitzende dankt Herrn Kraus für die Berichterstattung und allen Mitgliedern des 

Rechnungsprüfungsausschusses für die solide und kompetente Arbeit. 

a) Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2015 gem. Art. 88 

LKrO 

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stellt den Jahresabschluss 2015 für 

das Stiftungskrankenhaus Berching wie nachfolgend aufgelistet (Anlage 4) fest.  

 (47:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Jahresabschlusses 2015  

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. stellt die Entlastung fest und 

erteilt die Entlastung gem. Art. 88 Abs. 3 LKrO für den Jahresabschluss 2015 für 

das Stiftungskrankenhaus Berching. 

 (47:0 

Landrat Gailler nimmt an dieser Abstimmung nicht teil!) 

9. Beschlussfassung über die Kenntnisnahme des Beteiligungsberichtes 2016 gem. Art. 82 

Abs. 3 LKrO;  
__________________________________________________________________________ 

Der Kreistag des Landkreises Neumarkt i.d.OPf. nimmt von dem Beteiligungsbericht 

2016 Kenntnis. 

 (48:0) 

Der Vorsitzende bedankt sich bei den Vertretern der Presse, die die Sitzung verlassen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen folgen, dankt der Vorsitzende für die rege Mitarbeit und 

schließt die 16. Sitzung des Kreistages Neumarkt i.d.OPf. gegen 16.26 Uhr. 

 
 
 
 

  

Schriftführerin  Vorsitzender 

 


